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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 58/09 B 
 
L 14 R 411/08 (Bayerisches LSG) 
S 14 R 1068/07 A (SG Landshut) 
 
 
 
…………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd, 
Am Alten Viehmarkt 2, 84028 Landshut, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r   sowie den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die  

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts  

vom 20. November 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeich-

neten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.11.2008 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung verneint und zur Begründung im 

Wesentlichen ausgeführt: Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme habe das Gericht nicht die 

Überzeugung gewinnen können, dass das Leistungsvermögen des Klägers für zumindest 

leichte Tätigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf unter sechs Stunden zu einem 

Zeitpunkt abgesunken sei, zu dem die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen noch erfüllt 

gewesen seien. Der Nachweis sei nicht erbracht, dass das Leistungsvermögen des Klägers bis 

spätestens Dezember 1998 auf unter sechs Stunden täglich abgesunken gewesen sei. Eine 

rentenrelevante Leistungsminderung nach Dezember 1998 sei daher unbeachtlich. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger über Herrn M.    D.      , 

Dolmetscher, Beschwerde beim Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und für die Durchführung 

des Beschwerdeverfahrens die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beantragt.  

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen, sodass auch die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts ausscheidet.  

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht der Fall. 

Es ist nicht zu erkennen, dass ein nach § 73 Abs 4 SGG zugelassener Prozessbevollmächtigter 

in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Solche Zulassungsgründe sind nach Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger angegrif-

fene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im 

Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Frage muss außerdem klä-

rungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von 

vornherein praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits höchstrichterlich entschieden ist 
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(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). Rechtsfragen, die in diesem Sinn 

grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind nicht zu erkennen. 

 

Zu den Leistungsvoraussetzungen der hier streitigen Rente wegen Erwerbsminderung nach 

den jetzt geltenden §§ 43, 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) bzw der dieser 

vergleichbaren Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

(Erwerbsunfähigkeit/Berufsunfähigkeit) nach den früheren §§ 43, 44 SGB VI besteht bereits 

eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG (vgl dazu Niesel in Kasseler Komm, laufende 

Kommentierung zu §§ 43, 240 SGB VI und die Nachweise im Ablegeordner zu §§ 43, 44 

SGB VI alter Fassung). Dies gilt auch hinsichtlich der besonderen versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen (sog 3/5-Belegung), soweit sich diese nicht bereits eindeutig aus dem Gesetz 

selbst ergeben. 

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegangen 

werden. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Nach Halbsatz 2 dieser Bestimmung kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein 

derartiger Beweisantrag, den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die 

Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) übergangen haben könnte, ist hier nicht ersichtlich. Auch 

im Übrigen sind Verfahrensmängel nicht zu erkennen. 

 

Die inhaltliche Richtigkeit des Berufungsurteils, die der Kläger möglicherweise angreifen 

möchte, lässt sich mit einer Verfahrensrüge nicht überprüfen (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Im 

Übrigen wird der Kläger darauf hingewiesen, dass an der Richtigkeit der vorinstanzlichen Ent-

scheidung auch unter Berücksichtigung seines erneuten Vorbringens aus Sicht des erkennen-

den Senats keine Zweifel bestehen. Wie bereits vom LSG ausgeführt, kommt es auf die 

Schwere der jetzigen Erkrankung des Klägers nicht an, da die versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen für eine Rente nur bis Dezember 1998 vorgelegen haben. Die vorgelegten 

Arztberichte aus den Jahren 2008 und 2009 sind daher für die getroffene Entscheidung ohne 

Bedeutung. 
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Die von Herrn M.    D.      im Auftrag des Klägers gegen das Urteil des LSG eingelegte 

Beschwerde ist bereits deshalb unzulässig, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelasse-

nen Prozessbevollmächtigten (vgl § 73 Abs 4 SGG) eingelegt worden ist. 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2, § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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